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B. Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen  
der Bezirksregierung

121	 Kommunalaufsicht;  
hier: Kündigung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
zwischen dem Nahverkehrsverbund Paderborn/Höxter 

und der Stadt Paderborn

Bekanntmachung

Die Stadt Paderborn hat die öffentlich-rechtliche Vereinba-
rung zwischen dem Nahverkehrsverbund Paderborn/Höxter 
und der Stadt Paderborn über die Planung, Organisation und 
Durchführung von Leistungen im ÖPNV auf dem Gebiet des 
nph und in der Stadt Paderborn vom 14./19.12.2012 in der 
Fassung vom 16./23.04.2020 (Amtsblatt für den Regierungs-
bezirk Detmold, 205. Jahrgang, Nr. 20, Seite 171) gern. § 8 
Absatz 3 der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung gekündigt. 
Die Vereinbarung tritt damit mit Ablauf des 31.12.2023 außer 
Kraft.

Die Kündigung wird hiermit gern. § 24 Absatz 5 in Ver-
bindung mit Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes über kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 627) in der 
derzeit gültigen Fassung bekannt gemacht.

Detmold, den 11. Juli 2022 

31.01.2.3-002/2020-002 

Bezirksregierung Detmold  
Im Auftrag 

Schulze

122	 Recht des Straßenverkehrs; 
hier: Vollzug der Verordnung über die Zulassung von 

Personen zum Straßenverkehr  
(Fahrerlaubnis-Verordnung - FeV)

Bezirksregierung Detmold 

Detmold, den 18. Juli 2022

25.1.22-04

Bekanntmachung der Bezirksregierung Detmold vom 18. 
Juli 2022, Az. 25.1.22-04

Allgemeinverfügung zur Verlängerung der Berechtigung 
zum Führen von Kraftfahrzeugen der Inhaber einer Fahrer-
laubnis aus der Ukraine nach Wohnsitznahme im Inland nach 
§ 29 Abs. 1 Satz 4 FeV anlässlich der Invasion in der Ukraine 
durch Russland

Die Bezirksregierung Detmold erlässt vor dem Hintergrund 
der Invasion in der Ukraine durch Russland und der damit 
verbundenen Auswirkungen auf Grundlage von § 74 Abs. 1, 
2. Alt. FeV i.V.m. § 24 Nr. 10 der Verordnung über Zustän-
digkeiten im Bereich Straßenverkehr und Güterbeförderung 
folgende

Allgemeinverfügung:

1. �Begründet der Inhaber einer gültigen ukrainischen Fahrer-
laubnis seinen ordentlichen Wohnsitz in Nordrhein-West-
falen, besteht die Berechtigung zum Führen von Kraft-
fahrzeugen abweichend von § 29 Abs. 1 Satz 4 FeV zwölf 
Monate. Die in Satz 1 gewährte Fristverlängerung der 
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Berechtigung zum Führen von Kraftfahrzeugen endet spä-
testens mit Ablauf des 23. Februar 2023.

2. �Die in Ziffer 1 gewährte Verlängerung der Berechtigung 
zum Führen von Kraftfahrzeugen gilt nur für Fahrerlaub-
nisinhaber, denen gemäß Art. 5 der Richtlinie 2001/55/EG 
i. V. m. dem Durchführungsbeschluss (EU) 2022/382 des 
Rates vom 4. März 2022 vorübergehender oder angemes-
sener nationaler Schutz gewährt wird.

3. �Die Fahrberechtigung ist für das Gebiet der Bundesrepub-
lik Deutschland gültig.

4. �Die sofortige Vollziehung der Ziffer 1 wird angeordnet.

5. �Diese Ausnahmegenehmigung tritt am 19. Juli 2022 in 
Kraft.

Begründung:

Auf Grund der russischen Invasion in der Ukraine haben 
fünf Millionen Menschen die Ukraine verlassen und in den 
Nachbarländern Zuflucht gesucht, davon bislang mehr 
als 700.000 in Deutschland. Diese Menschen möchten in 
Deutschland mobil sein. Teilweise möchten sie auch einer 
Beschäftigung nachgehen, für die sie eine Fahrerlaubnis 
benötigen.

Die EU-Kommission hat mit Datum vom 20. Juni 2022 den 
Entwurf einer EU-Verordnung (KOM (2022) 313 endg.) vorge-
legt, der u. a. vorsieht, dass gültige ukrainische Führerscheine 
im Gebiet der EU anerkannt werden, solange ihren Inhabern 
Schutz durch EU-Recht oder durch nationales Recht gewährt 
wird. Mit einem Inkrafttreten dieser Verordnung wird derzeit 
frühestens im Juli, spätestens im Herbst 2022 gerechnet.

Um den Betroffenen in der Zwischenzeit die Erteilung einer 
deutschen Fahrerlaubnis mit den dafür erforderlichen Prüfun-
gen zu ersparen, wird die Fahrberechtigung der Betroffenen 
um ein halbes Jahr verlängert.

Ziffer 1,2 und 3 der Allgemeinverfügung stützen sich auf 
§ 74 Abs. 1, 2. Alt. FeV.

Zur Begründung im Einzelnen:

Zu 1.:

Aufgrund der Invasion der Ukraine durch Russland ist es 
nach Deutschland geflohenen Inhabern ukrainischer Fahrer-
laubnisse derzeit schwer möglich, ihre Befähigung zum Füh-
ren von Kraftfahrzeugen durch Ablegung einer Fahrerlaubnis-
prüfung nachzuweisen. Hindernisse stellen etwa mangelnde 
deutsche Sprachkenntnisse und fehlende finanzielle. Mittel 
dar. Die von der EU vorgesehene Anerkennung der ukrai-
nischen Führerscheine kommt für die Flüchtlinge zu spät, 
deren Fahrberechtigung bereits am 24. August 2022 ausläuft.

Um die hiervon Betroffenen vor dem Verlust ihrer Berech-
tigung zum Führen von Kraftfahrzeugen nach Ablauf der 
in § 29 Abs. 1 Satz 4 FeV normierten sechs Monate in der 
herrschenden Ausnahmesituation zu bewahren, ist eine aus-
nahmsweise Verlängerung der gesetzlichen Frist auf zwölf 
Monate, längstens aber bis zum 23. Februar 2023 verhält-
nismäßig.

Sofern die EU-Verordnung wie geplant zuvor in Kraft tritt, 
überlagert sie diese Ausnahmegenehmigung und macht sie 
gegenstandslos. Die Fahrberechtigung wird sich dann aus 
der EU-Verordnung ergeben. Sollte es nicht zur Verabschie-
dung der geplanten Verordnung kommen, haben die Betrof-
fenen bis zum 23. Februar 2023 Zeit, sich um eine Umschrei-
bung ihrer Fahrerlaubnis zu bemühen.. Damit wird für die 
Betroffenen Planungssicherheit geschaffen.

Eine erhebliche Gefährdung der Verkehrssicherheit ist hier-
von nicht zu erwarten.

Zu 2.:

Die geplante EU-Verordnung bezieht sich auf Inhaber 
ukrainischer Führerscheine, denen gemäß Art. 5 der Richt-

linie 2001/55/EG i. V. m. dem Durchführungsbeschluss (EU) 
2022/382 des Rates vom 4. März 2022 vorübergehender 
oder angemessener Schutz nach nationalem Recht gewährt 
wird. Auf diese Personen findet § 24 AufenthG Anwendung. 
Hinweise zur Umsetzung des Durchführungsbeschlusses hat 
das Bundesministerium des Innern und für Heimat mit Datum 
vom 14. April 2022 (Az: M3-21000/33#6) veröffentlicht.

Zu 3.:

Die Bundesländer haben auf Ebene des Bund-Län-
der-Fachausschusses Fahrerlaubnisrecht/Fahrlehrerrecht im 
Umlaufverfahren der Geltung der Allgemeinverfügung auf 
ihrem Gebiet zugestimmt. Sie soll daher bundesweit Geltung 
haben.

Zu 4.:

Für Ziffer 1 der Allgemeinverfügung wird die sofortige Voll-
ziehung gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO angeordnet. Die 
sofortige Geltung der bewilligten Ausnahme nach Ziffer 1 
liegt im überwiegenden Interesse der Adressaten der Allge-
meinverfügung, vor dem Verlust ihrer Berechtigung zum Füh-
ren von Kraftfahrzeugen und weiteren Beeinträchtigungen in 
der herrschenden Ausnahmesituation bewahrt zu bleiben.

Zu 5.:

Das Inkrafttreten richtet sich nach § 41 Abs. 4 Satz 4 i.V.m. 
Art. 43 Abs. 1 Satz 1 Verwaltungsverfahrensgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Hinweis:

Eine Bescheinigung über die Ausnahmegenehmigung 
i.S.d. § 74 Abs. 4 FeV wird nicht benötigt. Bei Fahrten im 
öffentlichen Verkehr wird angeraten, eine Kopie dieser Allge-
meinverfügung mitzuführen.

Im Auftrag 
Bode

123	 Wasserrecht; 
hier: Vollzug des Gesetzes über die Umwelt

verträglichkeitsprüfung (UVPG)  
Bekanntgabe des Ergebnisses der Vorprüfung

Die Stadt Rahden hat bei der Bezirksregierung Detmold 
die Erteilung einer Genehmigung zum Bau und den Betrieb 
einer Klärschlammentwässerungsanlage, eines Schlammsta-
pelbehälters und einer Niederspannungshauptverteilung auf 
dem Gelände der Kläranlage Rahden

Stadt:	 Rahden
Gemarkung:	 Rahden 
Flur: 8	 Flurstück 207

gemäß § 57 Abs. 2 des Wassergesetztes des Landes Nord-
rhein-Westfalen (LWG) beantragt.

Der beantragte Bau dient der Reduzierung des anfallenden 
Klärschlamms durch Entwässerung und ersetzt die maschi-
nelle Eindickung mittels Siebtrommel.

Nach Ziffer 13.1.2 der Anlage 1 UVPG ist für die Errichtung 
und den Betrieb einer Abwasserbehandlungsanlage, die aus-
gelegt ist für organisch belastetes Abwasser von 600 kg/d 
bis weniger als 9000 kg/d biochemischen Sauerstoffbedarf 
in fünf Tagen (roh) oder anorganisch belastetes Abwasser 
von 900 m3 bis weniger als 4500 m3 Abwasser in zwei Stun-
den (ausgenommen Kühlwasser) eine allgemeine Vorprüfung 
des Einzelfalls durchzuführen. Im Rahmen dieser Vorprüfung 
wurde festgestellt, dass für das beantragte Vorhaben keine 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung besteht. Von dem Vorhaben sind nach Einschätzung der 
Genehmigungsbehörde aufgrund überschlägiger Prüfung 
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unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten 
Kriterien keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun-
gen zu erwarten, die nach § 25 Abs. 2 UVPG zu berücksich-
tigen wären.

Maßgeblich für diese Feststellung ist insbesondere, dass 
der Bau der o.g. Anlage im Ergebnis eine geringere Belastung 
der umweltrelevanten Schutzgüter mit sich bringt.

Die Anlage wird in das voll erschlossene Gelände der Klär-
anlage Rahden integriert. Der Eingriff in die Nutzung und 
Gestaltung von Wasser und Boden ist als untergeordnet 
zu bewerten. Der Eingriff in Natur und Landschaft ist unter 
Berücksichtigung der naturschutzrechtlichen Maßnahmen 
kompensierbar. Die baulichen Anlagen gliedern sich in das 
Erscheinungsbild der Kläranlage ein. Die negativen Wirkun-
gen auf Luft und Klima sind als untergeordnet zu bewerten.

Im Bereich des Gestehungsgebietes fallen außerhalb der 
Gestehung keine Abfallstoffe an; es sind weder Umweltver-
schmutzungen noch wesentliche Belästigungen zu erwarten.

Es liegt keine Anfälligkeit für Störfälle vor. Die geltenden 
sicherheitstechnischen Anforderungen werden sowohl in der 
Planung als auch bei der Ausführung berücksichtigt.

Die festgesetzten Trinkwasser- und Heilquellen sowie die 
festgesetzten Überschwemmungsgebiete liegen außerhalb 
des Einflussgebietes des Vorhabens.

Der Standort des Vorhabens bezieht sich auf keinen beson-
ders empfindlichen Landschaftsraum und steht im direkten 

Zusammenhang mit dem bestehenden Betriebsgelände der 
Kläranlage.

Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG 
öffentlich bekannt gegeben. Sie ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG 
nicht selbstständig anfechtbar.

54.01.01.70-004/2021-001 

Bezirksregierung Detmold 

Detmold, den 24.06.2022

124	 Stiftungsaufsicht; 
hier: Anerkennung der „Heinrich und Irmgard 

Krähenhorst-Stiftung“ mit Sitz in Rietberg

Bezirksregierung Detmold 

Detmold, den 08.07.2022

21.01.01.01-446/2022-001

Mit Anerkennungsurkunde vom 13.06.2022 habe ich die “ 
Heinrich und Irmgard Krähen- horst-Stiflung“ mit Sitz in Riet-
berg anerkannt.

Die Stiftung hat damit Rechtsfähigkeit erlangt.

C. Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer 
Behörden und Dienststellen

125	 Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung  
(§ 10 LZG NRW)

Anordnung der und Vorladung zur erkennungsdienstli-
chen Behandlung aus präventiv-polizeilichen Gründen am 
29.09.2022 unter Androhung unmittelbaren Zwanges.

Die Kreispolizeibehörde Lippe stellt mit dieser Bekannt-
machung ein Schriftstück (Anordnung der und Vorladung 
zur erkennungsdienstlichen Behandlung aus präventiv-poli-
zeilichen Gründen unter Androhung unmittelbaren Zwanges; 
vom 05.07.2022; Aktenzeichen 220412-1350-021669) an

Herrn
Stanislaw SCHMIDT,
letzter bekannter Aufenthaltsort:
33334 Gütersloh,
Buxelstr. 50,

gemäß § 10 LZG NRW öffentlich zu. Wegen des zur Zeit 
unbekannten Aufenthaltes der vorgenannten Person ist eine 
Zustellung auf andere Art nicht möglich.

Das Schriftstück kann bei der Kreispolizeibehörde Lippe, 
Bielefelder Str. 90, 32758 Detmold, im Raum 125, während 
der allgemeinen Dienstzeiten oder nach telefonischer Ver-
einbarung (05231/609-3311) eingesehen werden. Durch die 
öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt wer-
den, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.

Das Schriftstück beinhaltet zudem einen Termin zwecks 
Durchführung der Maßnahme, dessen Versäumnis Rechts-
nachteile zur Folge haben können.

Detmold, den 05. Juli 2022

Kreispolizeibehörde Lippe
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